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BfGT    Bürger für Gütersloh e. V. 

Wir Bürger werden mitbestimmen! 

 
RAT der STADT GÜTERSLOH  

c/o Bürgermeisterin Maria Unger 
Berliner Str. 70 – Rathaus – 33330 Gütersloh 

 

Sehr geehrte Frau Unger, 

 

in der RATssitzung am 14.06.2013 bittet die BfGTFraktion folgendes Thema auf die Tagesordnung 

zu setzen: 

 

• Gesetz zur Stärkung der kommunalen Demokratie 
 

Die BfGTFraktion beantragt: 

 

1. Die Verwaltung prüft, welche Einsparungen / finanzielle Vorteile für die Stadt Gü-
tersloh bei einem vorzeitigen Rücktritt der Bürgermeisterin Frau Maria Unger in Be-
zug auf die Zusammenlegung von Kommunalwahlen und Bürgermeisterwahlen im 
Jahre 2014 entstehen. 

 
2. Das Ergebnis ist dem Rat bis zur Sommerpause vorzulegen. 

 
Begründung: 

 

Im März 2013 beschloss der Landtag NRW das „Gesetz zur Stärkung der kommunalen Demokratie“. 

Nach geltendem Recht endet die Wahlperiode der Kommunalvertretungen im Jahr 2014. Die Bür-

germeister werden jedoch erst im Jahr 2015 neu gewählt.  

 

Mit dem neuen Gesetz soll ein Anreiz geschaffen werden, die Wahl von Räten und Hauptverwal-

tungsbeamten möglichst gleichzeitig durchzuführen. 

 

Die vorgesehene Regelung einer vorzeitigen Amtsniederlegung ermöglicht eine gemeinsame Wahl 

der Hauptverwaltungsbeamten und der Räte. Dies bringt lt. Landtag NRW nicht nur einen organisa-

torischen, sondern auch einen erheblichen Kostenvorteil für die Kommunen. 

 

Um eine ordnungsgemäße Wahlvorbereitung für einen Nachfolger hinsichtlich der Bewerberauf-

stellung und der Wahlorganisation zu gewährleisten, sieht das Gesetz vor, das eine Entlassungser-

klärung  bis zum 31.10.2013 abzugeben ist. Im Hinblick auf den voraussichtlichen Wahltermin im 

Mai/Juni 2014 und unter Berücksichtigung des Entlassungsverfahrens steht damit ein ausreichendes 

Zeitfenster zur Verfügung.  

 

Selbstverständlich bleibt das Recht der Bürgermeisterin, für eine neue Amtszeit zu kandidieren und 

gewählt zu werden, vom möglichen vorzeitigen Ende der Amtszeit unberührt. 

 

Mit freundlichen Grüßen 
 

BfGT  

Ratsfraktion 

 

Nobby Morkes       

                                                                   
(Fraktionsvorsitzender)                                                                                                             Gütersloh 17. Mai 2013  


